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Verfassungsgerichtshof 

 

 

ÜBERSETZUNG 

Entscheid Nr. 39/2026 

vom 2. April 2026 
Geschäftsverzeichnisnrn. 8514 und 8524 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfragen in Bezug auf Artikel 148 Absatz 1 des 

Grundsatzgesetzes vom 12. Januar 2005 « über das Gefängniswesen und die Rechtsstellung der 

Inhaftierten », gestellt von der niederländischsprachigen Berufungskommission des Zentralen 

Kontrollrates für das Gefängniswesen. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten Luc Lavrysen und Pierre Nihoul, und den Richtern 

Yasmine Kherbache, Sabine de Bethune, Emmanuelle Bribosia, Willem Verrijdt und 

Magali Plovie, unter Assistenz des Kanzlers Frank Meersschaut, unter dem Vorsitz des 

Präsidenten Luc Lavrysen, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfragen und Verfahren 

 

 a.  In ihrem Beschluss vom 17. Juli 2025, dessen Ausfertigung am 24. Juli 2025 in der 

Kanzlei des Gerichthofes eingegangen ist, hat die niederländischsprachige 

Berufungskommission des Zentralen Kontrollrates für das Gefängniswesen folgende 

Vorabentscheidungsfrage gestellt: 

 

 « Verstößt Artikel 148 Absatz 1 des Grundsatzgesetzes vom 12. Januar 2005 über das 

Gefängniswesen und die Rechtsstellung der Inhaftierten, dahin ausgelegt, dass eine 

Beschwerde nur gegen den Beschluss als solchen, der vom Direktor oder in seinem Namen in 

Bezug auf den Inhaftierten gefasst worden ist, eingereicht werden kann, nicht aber gegen die 

Art und Weise der Vollstreckung dieses Beschlusses, gegen die Artikel 10 und 11 der 

Verfassung, insofern dadurch Inhaftierte, die anführen, dass die Vollstreckung des Beschlusses 

gegen eine im Gefängnis geltende gesetzliche Vorschrift oder gegen eine verbindliche 

Bestimmung eines in Belgien geltenden Abkommens verstoße oder nach Auswertung aller in 

Frage kommenden Interessen als unberechtigt oder unbillig angesehen werden müsse - im 

Gegensatz zu den Inhaftierten, die anführen, dass der Beschluss als solcher gegen eine im 

Gefängnis geltende gesetzliche Vorschrift oder gegen eine verbindliche Bestimmung eines in 



 

 

ECLI:BE:GHCC:2026:ARR.039 

2 

Belgien geltenden Abkommens verstoße oder nach Auswertung aller in Frage kommenden 

Interessen als unberechtigt oder unbillig angesehen werden müsse -, keinen Zugang zum 

Beschwerdeverfahren haben, obwohl für beide Kategorien von Inhaftierten die gleiche 

Notwendigkeit des Rechtsschutzes mittels eines kontradiktorischen Verfahrens besteht, das den 

Anforderungen der Niedrigschwelligkeit, Schnelligkeit und Einfachheit entspricht, vor einem 

unabhängigen administrativen Vollzugsrichter, der mit dem Gefängniswesen und der 

Gefängnispraxis vertraut ist? ». 

 

 b.  In ihrem Beschluss vom 21. August 2025, dessen Ausfertigung am 26. August 2025 in 

der Kanzlei des Gerichthofes eingegangen ist, hat die niederländischsprachige 

Berufungskommission des Zentralen Kontrollrates für das Gefängniswesen folgende 

Vorabentscheidungsfrage gestellt: 

 

 « Verstößt Artikel 148 Absatz 1 des Grundsatzgesetzes vom 12. Januar 2005 über das 

Gefängniswesen und die Rechtsstellung der Inhaftierten, dahin ausgelegt, dass eine 

Beschwerde nur gegen den Beschluss als solchen, der vom Direktor oder in seinem Namen in 

Bezug auf den Inhaftierten gefasst worden ist, eingereicht werden kann, nicht aber gegen die 

Art und Weise der Vollstreckung dieses Beschlusses, gegen die Artikel 10 und 11 der 

Verfassung, insofern dadurch Inhaftierte, die anführen, dass die Vollstreckung des Beschlusses 

gegen eine im Gefängnis geltende gesetzliche Vorschrift oder gegen eine verbindliche 

Bestimmung eines in Belgien geltenden Abkommens verstoße oder nach Auswertung aller in 

Frage kommenden Interessen als unberechtigt oder unbillig angesehen werden müsse - im 

Gegensatz zu den Inhaftierten, die anführen, dass der Beschluss als solcher gegen eine im 

Gefängnis geltende gesetzliche Vorschrift oder gegen eine verbindliche Bestimmung eines in 

Belgien geltenden Abkommens verstoße oder nach Auswertung aller in Frage kommenden 

Interessen als unberechtigt oder unbillig angesehen werden müsse -, keinen Zugang zum 

Beschwerdeverfahren haben, obwohl für beide Kategorien von Inhaftierten die gleiche 

Notwendigkeit des Rechtsschutzes mittels eines kontradiktorischen Verfahrens besteht, das den 

Anforderungen der Niedrigschwelligkeit, Schnelligkeit und Einfachheit entspricht, vor einem 

unabhängigen administrativen Vollzugsrichter, der mit dem Gefängniswesen und der 

Gefängnispraxis vertraut ist? ». 

 

 Diese unter den Nummern 8514 und 8524 ins Geschäftsverzeichnis des Gerichtshofes 

eingetragenen Rechtssachen wurden verbunden. 

 

(…) 

 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 B.1.  Die Vorabentscheidungsfragen beziehen sich auf den Anwendungsbereich des 

Beschwerderechts des Inhaftierten. 
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 B.2.1.  Das Beschwerderecht des Inhaftierten ist geregelt in Kapitel 1 (« Beschwerden ») 

von Titel 8 (« Bearbeitung von Beschwerden und Widersprüchen gegen die Unterbringung oder 

Überführung ») des Grundsatzgesetzes vom 12. Januar 2005 « über das Gefängniswesen und 

die Rechtsstellung der Inhaftierten » (nachstehend: Grundsatzgesetz). Die Beschwerde betrifft, 

wie der Gerichtshof in seinem Entscheid Nr. 150/2018 vom 8. November 2018 

(ECLI:BE:GHCC:2018: ARR.150) entschieden hat, ein Verfahren in Form einer gerichtlichen 

Beschwerde bei geeigneten Strafvollzugsinstanzen mit einer rechtsprechenden Funktion, 

nämlich der Beschwerdekommission in erster Instanz und der Berufungskommission des 

Zentralen Kontrollrates für das Gefängniswesen in der Berufungsinstanz. 

 

 B.2.2.  Wie aus der Begründung im Abschlussbericht der Kommission « Grundsatzgesetz 

über das Gefängniswesen und die Rechtsstellung der Inhaftierten », der sogenannten 

Dupont-Kommission, hervorgeht, die sich der Gesetzgeber bei der Annahme des 

Grundsatzgesetzes zu eigen gemacht hat, beabsichtigte der Gesetzgeber mit diesem Verfahren, 

nach niederländischem Vorbild Konflikte im Rahmen der Haft durch ein kostenloses, schnelles 

und leicht zugängliches Verfahren vor einer unabhängigen rechtsprechenden Instanz zu regeln, 

die mit der Gefängnispraxis besonders vertraut ist (Parl. Dok., Kammer, 2000-2001, DOC 50–

1076/001, SS. 92 und 96 bis 100). 

 

 Es handelt sich laut demselben Abschlussbericht um « eine Form der positiven 

Diskriminierung […] von Inhaftierten auf verfahrensrechtlicher Ebene », die gerechtfertigt 

wird « mit der bereits wiederholt hervorgehobenen Besonderheit der Haftsituation, die ihre 

eigene Notwendigkeit hinsichtlich eines geeigneten Verfahrens zur internen Konfliktmediation 

und Konfliktbeilegung mit sich bringt » (ebenda, S. 97). 

 

 B.3.1.  Artikel 148 des Grundsatzgesetzes, der zum vorerwähnten Kapitel 1 von Titel 8 

gehört, bestimmt: 

 

 « Unbeschadet der Möglichkeit für einen Inhaftierten, sich an die Direktion und an die 

Kontrollkommission zu wenden, kann ein Inhaftierter sich bei der Beschwerdekommission über 

jeglichen Beschluss, der vom Direktor oder in seinem Namen in Bezug auf den Inhaftierten 

gefasst worden ist, beschweren. 

 

 Mit den in Absatz 1 erwähnten Beschlüssen gleichgesetzt wird das Versäumnis oder die 

Verweigerung, einen Beschluss innerhalb einer gesetzlichen Frist oder, in Ermangelung einer 

solchen, innerhalb einer annehmbaren Frist zu fassen ». 
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 B.3.2.  Der Abschlussbericht der Dupont-Kommission verdeutlicht hinsichtlich dieser 

Bestimmung: 

 

 « Dit tekstvoorstel is ontleend aan artikel 60 van de nieuwe Nederlandse Penitentiaire 

Beginselenwet (Wet tot vaststelling van een Penitentiaire beginselenwet) dat door deze 

formulering enerzijds garandeert dat een ruim beklag mogelijk is, waarvan a priori geen 

onderwerpen uitgesloten zijn omwille van hun beweerdelijk futiliteitskarakter (in de perceptie 

van de gedetineerden kan vrijwel elk onderwerp als gewichtig worden beschouwd), doch 

anderzijds dat feitelijk handelen dat niet in verbinding gebracht kan worden met een beslissing 

van de directeur of incidenten buiten de formele beklagprocedure vallen » (ebenda, S. 103). 

 

 Und: 

 

 « De algemene beklaggrond is ruim geformuleerd (‘ elke beslissing die door of namens de 

directeur ten aanzien van hem genomen werd ’) maar sluit wel het feitelijk handelen of nalaten 

uit dat niet in relatie staat tot een beslissing van de directeur. Eventueel kan de gedetineerde 

over dit feitelijk handelen via het informele contact met de directeur (art. 142) een beslissing 

uitlokken die dan wel vatbaar is voor beklag » (ebenda, S. 269). 

 

 B.4.1.  Mit seinem Entscheid Nr. 262.903 vom 3. April 2025 (ECLI:BE:RVSCE:2025: 

ARR.262.903) hat der Staatsrat eine Entscheidung der französischsprachigen 

Berufungskommission des Zentralen Kontrollrates für das Gefängniswesen wegen Verstoßes 

gegen Artikel 148 des Grundsatzgesetzes für nichtig erklärt, da diese Berufungskommission 

entschieden hatte, dass eine Beschwerde gegen die Art und Weise der Vollstreckung eines 

Beschlusses zur Überprüfung des Aufenthaltsraums möglich sei. Nach Ansicht des Staatsrats 

kann die Art und Weise der Vollstreckung ausschließlich vor einem ordentlichen Gericht 

angefochten werden. 

 

 B.4.2.  Unter Berücksichtigung dieses Entscheids legt das vorlegende 

Rechtsprechungsorgan Artikel 148 Absatz 1 des Grundsatzgesetzes so aus, dass gegen den vom 

Direktor oder in dessen Namen in Bezug auf den Inhaftierten gefassten Beschuss Beschwerde 

eingereicht werden könne, nicht jedoch gegen die Art und Weise der Vollstreckung dieses 

Beschlusses. 

 

 Das vorlegende Rechtsprechungsorgan befragt den Gerichtshof zur Vereinbarkeit von 

Artikel 148 Absatz 1 des Grundsatzgesetzes in dieser Auslegung mit den Artikeln 10 und 11 

der Verfassung. 
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 B.5.1.  Der Ministerrat macht geltend, dass der fragliche Behandlungsunterschied auf eine 

Entscheidung zurückzuführen sei, die der Verfassungsgeber in den Artikeln 144 Absatz 1, 145 

und 161 der Verfassung getroffen habe. 

 

 B.5.2.  Der Gerichtshof ist nicht befugt, über einen Behandlungsunterschied oder eine 

Einschränkung eines Grundrechtes zu befinden, der beziehungsweise die sich aus einer 

Entscheidung des Verfassungsgebers selbst ergibt. Insofern sie die Zuständigkeit des 

Gerichtshofes begrenzt, ist die Entscheidung des Verfassungsgebers jedoch restriktiv 

auszulegen. 

 

 B.5.3.  Aufgrund von Artikel 144 der Verfassung gehören Streitfälle über bürgerliche 

Rechte ausschließlich zum Zuständigkeitsbereich der Gerichte (Absatz 1). Das Gesetz kann den 

Staatsrat und die föderalen Verwaltungsgerichtsbarkeiten ermächtigen, über die 

bürgerrechtlichen Auswirkungen ihrer Entscheidungen zu befinden (Absatz 2). 

 

 Aufgrund von Artikel 145 der Verfassung gehören Streitfälle über politische Rechte zum 

Zuständigkeitsbereich der Gerichte, vorbehaltlich der durch Gesetz festgelegten Ausnahmen. 

 

 Artikel 161 der Verfassung bestimmt, dass eine Verwaltungsgerichtsbarkeit nur aufgrund 

eines Gesetzes eingesetzt werden kann. 

 

 B.5.4.  Die in diesen Bestimmungen enthaltene Zuständigkeitsverteilung beinhaltet, dass, 

abgesehen von der begrenzten Ausnahme, die Artikel 144 Absatz 2 der Verfassung vorsieht, 

administrative Rechtsprechungsorgane wie die Beschwerdekommissionen und die 

Berufungskommissionen nicht für Streitigkeiten über bürgerliche Rechte zuständig gemacht 

werden können. Die Zuständigkeit für Streitigkeiten über politische Rechte oder über das 

objektive Recht kann ihnen hingegen vom Gesetzgeber übertragen werden. 

 

 Die Streitigkeiten über die Art und Weise der Vollstreckung von Beschlüssen, die vom 

Direktor oder in dessen Namen in Bezug auf den Inhaftierten gefasst wurden, gehören zu der 

Kategorie von Streitigkeiten, die administrativen Rechtsprechungsorganen übertragen werden 

können. Solche Streitigkeiten ergeben sich aus der Ausübung von Befugnissen der öffentlichen 

Gewalt des Staates durch den Direktor oder in dessen Namen. Auch soweit sie ein subjektives 
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Recht zum Gegenstand haben sollten, fallen sie nicht ausschließlich in die Zuständigkeit der 

Gerichte für Streitigkeiten über bürgerliche Rechte im Sinne von Artikel 144 der Verfassung. 

 

 Der fragliche Behandlungsunterschied lässt sich somit nicht auf eine Entscheidung des 

Verfassungsgebers zurückführen. 

 

 B.6.  Die Artikel 10 und 11 der Verfassung gewährleisten den Grundsatz der Gleichheit 

und Nichtdiskriminierung. 

 

 Der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung schließt nicht aus, dass ein 

Behandlungsunterschied zwischen Kategorien von Personen eingeführt wird, soweit dieser 

Unterschied auf einem objektiven Kriterium beruht und in angemessener Weise gerechtfertigt 

ist. 

 

 Das Vorliegen einer solchen Rechtfertigung ist im Hinblick auf Zweck und Folgen der 

beanstandeten Maßnahme sowie auf die Art der einschlägigen Grundsätze zu beurteilen; es 

wird gegen den Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung verstoßen, wenn feststeht, 

dass die eingesetzten Mittel in keinem angemessenen Verhältnis zum verfolgten Zweck stehen. 

 

 B.7.  Der Behandlungsunterschied beruht auf einem objektiven Kriterium, nämlich der Art 

der Maßnahme, die Gegenstand der Streitigkeit ist. 

 

 B.8.1.  Das Beschwerdeverfahren besteht konkret darin, dass eine Beschwerde bei der 

Beschwerdekommission des Gefängnisses eingereicht werden kann, in dem der Beschluss, über 

den der Inhaftierte sich beschwert, gefasst worden ist (Artikel 150 § 1 des Grundsatzgesetzes). 

Die Beschwerde muss so präzise wie möglich den Beschluss, gegen den die Beschwerde 

eingereicht wird, und die Gründe für die Beschwerde vermerken, und muss grundsätzlich 

spätestens am siebten Tag nach dem Tag, an dem der Inhaftierte von dem Beschluss, über den 

er sich beschweren möchte, Kenntnis erhalten hat, eingereicht werden. Eine verspätete 

Beschwerde ist trotzdem zulässig, wenn der Inhaftierte die Beschwerde so schnell eingereicht 

hat, wie man es vernünftigerweise von ihm erwarten konnte (Artikel 150 §§ 2 und 5 des 

Grundsatzgesetzes). 
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 Die Beschwerdekommission befindet so schnell wie möglich und spätestens vierzehn Tage 

nach Einreichen der Beschwerde oder nach Scheitern der Vermittlung mittels einer mit Gründen 

versehenen Entscheidung über die Beschwerde (Artikel 157 § 1 des Grundsatzgesetzes). Die 

Beschwerdekommission kann beschließen, die Beschwerde ganz oder teilweise für unzulässig, 

unbegründet oder begründet zu erklären (Artikel 158 § 1 des Grundsatzgesetzes). Die 

Beschwerde wird für begründet erklärt, wenn der angefochtene Beschluss des Direktors 

« gegen eine im Gefängnis geltende gesetzliche Vorschrift oder gegen eine verbindliche 

Bestimmung eines in Belgien geltenden Abkommens verstößt » oder « nach Auswertung aller 

in Frage kommenden Interessen als unberechtigt oder unbillig angesehen werden muss » 

(Artikel 158 § 2 des Grundsatzgesetzes). Wird die Beschwerde für begründet erklärt, erklärt die 

Beschwerdekommission den Beschluss für nichtig und kann sie entweder den Direktor 

beauftragen, binnen einer von ihr bestimmten Frist, einen neuen Beschluss zu fassen, der ihre 

Entscheidung berücksichtigt, oder bestimmen, dass ihre Entscheidung an die Stelle des für 

nichtig erklärten Beschlusses tritt, oder sich auf eine vollständige oder teilweise 

Nichtigerklärung des Beschlusses beschränken (Artikel 158 § 3 des Grundsatzgesetzes). Die 

Folgen des für nichtig erklärten Beschlusses müssen vom Direktor rückgängig gemacht oder an 

die Entscheidung der Beschwerdekommission angepasst werden. Können die Folgen des für 

nichtig erklärten Beschlusses nicht mehr rückgängig gemacht werden, bestimmt die 

Beschwerdekommission, ob dem Beschwerdeführer irgendein Ausgleich, unter Ausschluss 

jeglicher finanzieller Entschädigung, bewilligt werden muss (Artikel 158 § 4 des 

Grundsatzgesetzes). Der Beschluss der Beschwerdekommission ist vollstreckbar ungeachtet 

der Berufungsmöglichkeit (Artikel 158 § 5 des Grundsatzgesetzes). Gegen die Entscheidung 

der Beschwerdekommission können die unterlegenen Parteien grundsätzlich innerhalb von 

sieben Tagen nach Empfang der Entscheidung bei der Berufungskommission Berufung 

einlegen (Artikel 159 §§ 1 und 2 des Grundsatzgesetzes). Die Berufungskommission befindet 

so schnell wie möglich über die Berufung und spätestens vierzehn Tage nach Einreichung der 

Berufung (Artikel 162 § 1 des Grundsatzgesetzes). 

 

 B.8.2.  Wie in B.2.2 erwähnt, wird das Beschwerdeverfahren als eine Form der « positiven 

Diskriminierung » von Inhaftierten auf verfahrensrechtlicher Ebene verstanden, die mit der 

Besonderheit der Haftsituation gerechtfertigt wird. 

 

 B.9.1.  Im Lichte dessen ist der fragliche Behandlungsunterschied nicht angemessen 

gerechtfertigt. Es gibt keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass sich die Notwendigkeit hinsichtlich 
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einer an die Haftsituation angepassten Form des Rechtsschutzes wesentlich danach 

unterscheidet, ob sich der Inhaftierte durch einen Beschluss, der vom Direktor oder in dessen 

Namen in Bezug auf ihn gefasst wurde, oder durch die Art und Weise, wie dieser Beschluss 

vollstreckt wird, benachteiligt fühlt. Im Gegenteil, in beiden Situationen befindet sich der 

Inhaftierte in derselben schutzbedürftigen Lage und hat ein vergleichbares Interesse daran, 

seine Rechte geltend zu machen. 

 

 Da die Vollstreckungsmaßnahmen nicht Gegenstand einer Beschwerde sein können, muss 

der Inhaftierte zudem, zumindest aus seiner Sicht, in oft miteinander zusammenhängenden 

Angelegenheiten sowohl bei der Beschwerdekommission als auch vor dem ordentlichen 

Richter Rechtsmittel einlegen. Unter Berücksichtigung des Umstands, dass sich ein Inhaftierter 

in einer schutzbedürftigen Lage befindet, stellt dies eine unverhältnismäßige Belastung dar. Für 

den Inhaftierten, der sowohl den vom Direktor oder in dessen Namen gefassten Beschluss als 

auch dessen Vollstreckung anficht, hat die fragliche Bestimmung nämlich zur Folge, dass er 

zwei getrennte Verfahren mit unterschiedlichen Fristen und Formanforderungen führen muss, 

wobei nur das Verfahren vor der Beschwerdekommission und das Berufungsverfahren vor der 

Berufungskommission speziell an die Haftsituation angepasst sind. Außerdem ist in einem 

Verfahren vor dem ordentlichen Richtiger eine zügige Entscheidung nicht in gleichem Maße 

gewährleistet wie in einem Verfahren vor der Beschwerdekommission. Zwar kann sich der 

Inhaftierte häufig unentgeltlich von einem Rechtsanwalt vertreten lassen, doch reicht dies für 

sich genommen nicht aus, um den unverhältnismäßigen Charakter der Belastung zu beseitigen.  

 

 B.9.2.  Die Begründung zu der fraglichen Bestimmung führt zu keinem anderen Ergebnis. 

Darin wird, wie aus den in B.3.2 zitierten Passagen aus dem Abschlussbericht der 

Dupont-Kommission hervorgeht, lediglich klargestellt, dass die in Artikel 148 des 

Grundsatzgesetzes verwendete Formulierung gewählt wurde, weil sie garantiert, dass einerseits 

eine weitreichende Beschwerde möglich ist, jedoch andererseits tatsächliche Handlungen und 

Unterlassungen, die nicht im Zusammenhang mit einem Beschluss des Direktors stehen, sowie 

Vorfälle außerhalb des formellen Beschwerdeverfahrens bleiben. Weder in diesen Passagen 

noch in einem anderen Text wird auf tatsächliche Handlungen und Unterlassungen 

eingegangen, die im Zusammenhang mit einem Beschluss des Direktors stehen, wie 

beispielsweise Handlungen in Vollstreckung dieses Beschlusses. 
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 B.10.  Unter Zugrundelegung der Auslegung des vorlegenden Rechtsprechungsorgans ist 

Artikel 148 Absatz 1 des Grundsatzgesetzes folglich unvereinbar mit den Artikeln 10 und 11 

der Verfassung. 

 

 B.11.  Die fragliche Bestimmung kann jedoch auch anders ausgelegt werden. Artikel 148 

Absatz 1 des Grundsatzgesetzes kann so ausgelegt werden, dass der Inhaftierte auch eine 

Beschwerde gegen die Art und Weise der Vollstreckung des Beschlusses einreichen kann, der 

vom Direktor oder in dessen Namen in Bezug auf ihn gefasst wurde. 

 

 In dieser Auslegung ist Artikel 148 Absatz 1 des Grundsatzgesetzes vereinbar mit den 

Artikeln 10 und 11 der Verfassung. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 -  In der Auslegung, dass der Inhaftierte keine Beschwerde gegen die Art und Weise der 

Vollstreckung des Beschlusses, der vom Direktor oder in dessen Namen in Bezug auf ihn 

gefasst wurde, einreichen kann, verstößt Artikel 148 Absatz 1 des Grundsatzgesetzes vom 

12. Januar 2005 « über das Gefängniswesen und die Rechtsstellung der Inhaftierten » gegen die 

Artikel 10 und 11 der Verfassung. 

 

 -  In der Auslegung, dass der Inhaftierte Beschwerde gegen die Art und Weise der 

Vollstreckung des Beschlusses, der vom Direktor oder in dessen Namen in Bezug auf ihn 

gefasst wurde, einreichen kann, verstößt Artikel 148 Absatz 1 desselben Grundsatzgesetzes 

nicht gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung. 

 

 Erlassen in niederländischer und französischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 2. April 2026. 

 

 

 

Der Kanzler, Der Präsident, 

 

 

(gez.) Frank Meersschaut (gez.) Luc Lavrysen 

 


